
Stadt schließt Anzuchtbetrieb . 12 Arbeitsplätze weg .

Wer verdient an
der Schließung?

Die Stadtverwaltung plant, den Anzuchtbetrieb der
Stadtgärtnerei aufzugeben. In Zukunft sollen die für
Friedhöfe und Grünanlagen benötigten Pflanzen gekauft
statt selbst gezogen werden . Die Belegschaft soll von heu-
te 16 auf 4 verringert werden . Unter dem Beifall der CDU
nahm der Hauptausschuß einen Bericht zur Kenntnis,
der in seinen Schlußfolgerungen auch für andere städti-
sche Betriebe nichts Gutes ahnen läßt .

Die Stadtgärtnerei bildet
momentan 5 Lehrlinge aus .
Außerdem ist sie einer der
wenigen Betriebe, die auch
schwerbehinderten Kolle-
gen eine Arbeitsmöglich-
keit bieten . So sind auch
unter den 16 Mitarbeitern 4
Schwerbehinderte. Genau
diesen Fakt führt die Ver-
waltung nun für die zu ho-
hen Personalkosten an .
Private Firmen könnten
viel billiger produzieren,

heißt es, weil sie Teilzeit-,
Saison- und Familienar-
beitskräfte einsetzten . Daß
es sich dabei meist um un-
geschützte Arbeitsverhält-
nisse ohne Kranken- und
Rentenversicherung han-
delt, wird verschwiegen .
Außerdem, so die Verwal-
tung weiter, seien Ausstat-
tung und Arbeitsmethoden
der Stadtgärtnerei völlig
veraltet. Das stimmt : Es
wurde nämlich jahrelang

keine müde Mark für die
notwendige Modernisie-
rung der Gewächshäuser
und Anlagen ausgegeben .
Man muß daher den Ein-
druck haben, daß hier ein
städtischer Betrieb herun-
tergewirtschaftet wurde,
um ihn dann schließen zu
können und immerhin 7
Arbeits- und 5 Ausbil-
dungsplätze zu vernichten .
'Einen Nutzen haben von

der „Spar"maßnahme die
privaten Blumengroßhänd-
ler. Insbesondere die Nie-
derrheinische Blumen-Ver-
marktung (NBV) dürfte
Verdienstmöglichkeiten se-
hen. Mit zwei Ratsherren
verfügt sie über eine gute
Lobby im Rathaus .

Die Nikolausfeiern der DKP finden auch dieses Jahr wieder statt . Im letzten Jahr
führten Kinder „Der Wolf und die sieben Geißlein" auf (siehe Foto) . In diesem Jahr wird
es „Peter und der Woif" sein. 28 . 11., 15 Uhr Paul-Gerhardt-Schule, 17 Uhr, Liebfrauen-
Schule . 29 . 11., 15 Uhr Aula Welheim, 17 Uhr Gesamtschule . 5 . 12 ., 15 Uhr Schillerschule
(Lehmkuhle), 17 Uhr Lutherschule . 6 .12., 15 Uhr Schule Welheimer Markt, 17 Uhr Schu-
le Grafenwald . 7 . 12., 17 Uhr Boyer Hof . Karten für dicke Tüten bei allen DKP-Mitglie-
dern und im DKP-Zentrum .
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Haushalt '88 : Noch
höhere Gebühren

Die unternehmer-
freundliche Politik der
Bundesregierung in Bonn
wirkt sich auch in diesem
Jahr voll auf die Stadt
Bottrop aus. Weniger Ge-
werbesteuereinnahmen
und weniger Zuschüsse
vom Land sind zu ver-
zeichnen . Und wie immer
sollen die Bürger dies
ausbaden. So erhofft sich
die Stadt 240 000 DM Ein-
nahmen durch Parkge-
bühren auf dem Berliner

Auch die Abwasserbe-
seitigung soll um 18% teu-
rer werden, und die Stra-
ßenreinigung um 16 % .
Dies sind Kosten, die in
der Regel auf die Mieter
umgelegt werden. Es ist
also möglich, daß wegen
dieser Gebührenerhöhun-
gen auch die Mieten stei-
gen .
Ansonsten wird die be-

kannte Flickschusterei
betrieben. Offenbar hofft
man im Rathaus, daß Ge-
bäude und Straßen sich

Platz und dem Parkplatz
hinter dem Hallenbad .
Um 20% steigen sollen

die Friedhofsgebühren,
die erst im Frühjahr die-
ses Jahres erhöht wur-
den. Danach soll in Zu-
kunft ein Reihengrab
1266 DM kosten, ein
Wahlgrab sogar 6652 DM .
Diese Maßnahme wird
doppelt schlimm, wenn
die Pläne von Arbeitsmi-
nister Blüm Wirklichkeit
werden, das Sterbegeld
zu streichen .

Höhere Mieten?
schon zusammenreißen
werden, bis wieder Geld
für Instandsetzungsmaß-
nahmen da ist. Diese Art
der Finanzpolitik bringt
im Endeffekt übrigens
wenig: eigentlich sollten
Bottrops Schulden 1988
nur noch 6 Millionen be-
tragen. Der Kämmerer
rechnet aber heute schon
mit 8 Millionen. An einer
Stelle wird übrigens nicht
gespart: die Diäten der
Ratsmitglieder bleiben
auch 1988 gleich hoch .

Nr. 8
November '87

Der Anzuchtbetrieb der Stadtgärtnerei soll abgerissen
werden .

Interview
Aus dem Inhalt : „Graue Panther" Seite 2
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Widersinnig

Von Siggi Rutz,
Fraktionsvorsitzender

Die Arbeitslosigkeit ist
unser größtes Problem,
da sind sich alle Parteien
einig. Und Arbeitsplätze
schaffen und erhalten ist
angeblich das wichtigste
Ziel der Politiker/innen
auch in unserer Stadt.
Das hört man zumindest
immer dann, wenn es
zum Beispiel um neue
Gewerbegebiete geht.
Und für neue Arbeitsplät-
ze müsse man eben auch
Geld investieren, heißt
es. Für das Gewerbege-
biet Boytal hat die Stadt
bisher 4 Millionen DM in-
vestiert - ohne daß ein
einziger Arbeitsplatz ge-
schaffen wurde .

Offenbar gelten für die
Arbeitsplätze bei der
Stadt da andere Maßstä-
be. Zumindest, was die
CDU angeht . Privatisie-
rung, Entlassungen, Ein-
sparungen - das steht auf
ihrer Wunschliste . Für
die SPD sagte Kurt
Schmitz noch im Früh-
jahr: „Keine Entlassun-
gen, keine Privatisie-
rung". Nun stehen wir
vor der Situation, daß der

Nicht nur für die älteren Mitbürger sind sie längst ein
Begriff geworden: Seit ihrer Gründung vor zwei Jahren
gibt es in Bottrop über einhundert „Graue Panther" . Die
Vorsitzende des Seniorenschutzbundes, Ilse Wagner (Fo-
to), und die stellvertretende Vorsitzende Dorothea Krä-
mer gaben den NOTIZEN Gelegenheit zu einem Ge-
spräch .

NOTIZEN : Wie muß man
sich das vorstellen, zu den
„Grauen Panthern" zu ge-
hören?

Dorothea Krämer : Mit
der Gründung verpflichtet
sich jede Außenstelle der
„Grauen Panther", einen
wöchentlichen Treff anzu-
bieten. Wir treffen uns je-
den Freitag um 15 .00 Uhr

Anzuehtbetrieb der,
Stadtgärtnerei privati-
siert wird. Und es ist zu
befürchten, daß dies erst
der Anfang ist. Die Stadt-
gärtnerei ist ja nicht der
einzige Betriebsteil, der
durch unterlassene Mo-
dernisierung heute un-
wirtschaftlich arbeitet .
Nein, noch wird niemand
entlassen. Aber es ver-
schwinden sieben Ar
beits- und fünf Ausbil-
dungsplätze . Die Begrün-
dung ist denkbar einfach :
Ein Arbeitsplatz kostet
3000 DM im Monat, und
das könne sich die Stadt
nicht länger leisten. Wi-
dersinnig? Im Vergleich
zu den Boytalsummen in
der Tat Vor allem, wenn
man bedenkt, daß einArbeitsloser

unsere Gesell-
schaft monatlich 2500
DM kostet. Der feine Un-
terschied : Die Kosten für
den Arbeitsplatz trägt die
Stadt, die Kosten für die
Arbeitslosigkeit wir alle .

im Evangelischen Gemein-
dehaus. Dabei legen wir
großen Wert auf Eigenin-
itiative: Das reicht von Kaf-
fee und Kuchen bis zur ei-
genständigen Organisation
von Ausflügen, Besichti-
gungen und Informations-
veranstaltungen .

Ilse Wagner : Die Grund-
lage unserer Aktivitäten ist
sicher unser Gruppenle-
ben. Dazu gehört auch, sich
gesellschaftliche Zusam-
menhänge bewußtzuma-
chen und zu prüfen, was
wir verändern können . Wir
verstehen uns als eine Ge-
werkschaft der Alten .

Dorothea Krämer : Seit
April d. J. haben wir eine
Geschäftsstelle, Osterfel-
der Straße 38, eingerichtet,
die jeden Tag von 9 bis 16
Uhr geöffnet ist . Durch die

An einen Tisch
Die Friedensbewegung hat es vorgemacht . Man muß

sich zusammenschließen, um etwas zu erreichen. Diese
Erfahrung veranlaßte nun Menschen aus dem Revier, ei-
ne Ruhrgebietskonferenz vorzubereiten . Dr. Hermann
Bömer, Wissenschaftler an der Uni Dortmund, einer der
Initiatoren der Konferenz : „Wir müssen die Menschen im
Revier stark machen, damit Arbeitsplätze gesichert und
neue geschaffen werden . Nur wer über die Ursachen der
Krise Bescheid weiß, wird auch einen Ausweg finden
können. An der Ruhrgebietskonferenz, die am 6 . 12. 1987
in Oberhausen stattfindet, kann jede/r Interessierte teil-
nehmen. Es gibt vier Referate von namhaften Politikern,
Wissenschaftlern, Kirchenleuten und Gewerkschaftern
zu hören. Anschließend wird diskutiert in fast 20 Arbeits-
gruppen. Weitere Informationen und Anmeldung bei : Dr .
Hermann Bömer, Böcklerstraße 8, 4600 Dortmund .

RuhrgebietsKonferenz
Sonntag, 6. Dezember 1987

Auswege aus der Krise -
Das Revier muß leben !
Oberhausen,
Heinrich-Heine-Gymnasium

Gewerkschaft der Alten
Einstellung von drei ABM-
Kräften konnten über die
ehrenamtlichen Tätigkei-
ten hinaus- andere Aufga-
ben bewältigt werden. Es
entstanden Interessen-
gruppen, u. a . ein Ge-
sprächskreis, so daß der
gemütliche Raum fast je-
den Tag genutzt wird .

NOTIZEN : Was ist im
Moment der Schwerpunkt
der Arbeit?

Ilse Wagner: Wir wehren
uns gegen die Aussonde-
rung alter Menschen in
Heime, denen nach einer
Krankheit die Fähigkeit
zur Selbstentscheidung ab-
gesprochen wird, ob sie
weiterhin in ihrer eigenen
Wohnung bei ambulanter
Betreuung oder in einer Al-
tenwohngemeinschaft le-
ben wollen . Einer Bevor-
mundung, sei es durch Fa-
milie, Arzte oder Bürokra-
tie setzen wir unsere For-
derungen entgegen nach
Ausbau des Angebots al-
tengerechter Wohnungen,
nach Einrichtung von Re-
habilitationsheimen sowie

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

nach mehr Pflegepersonal
in Krankenhäusern und in
der ambulanten Betreu-
ung .

NOTIZEN : Was heißt das
auf Bottrop bezogen?

Dorothea Krämer : Wir
haben bereits begonnen,
Alten- und Pflegeheime in
Bottrop zu besuchen, und
wollen das unbedingt fort-
führen .

Zur Durchsetzung der In-
teressen alter Menschen
müssen wir noch mehr Ge-
wicht bekommen . Deshalb
unser Vorschlag, einen Se-
niorenbeirat für Bottrop
einzurichten, der als
Sprachrohr für die Alten
verstanden werden soll .

Notizen
aus

dem Rat
Sichtlich verärgert rea-

gierte die SPD-Fraktion
auf die geplatzte Städte-
partnerschaft mit Des-
sau. OB Wilczok hatte
durch seine Verzöge-
rungstaktik erreicht, daß
Dessau nun die Partner-
stadt von Ludwigshafen
wird. Sein Fraktionskol-
lege Strehl forderte im
Hauptausschuß, daß Bot-
trop sich weiter um eine
Partnerschaft mit einer
DDR-Stadt bemühen
soll, und zwar „in einer
schnelleren Gangart" .
Zur „Unterstützung" sol-
len dem OB bei seinen
Verhandlungen mit der
DDR-Seite die Fraktions-
vorsitzenden von SPD
und CDU zur Seite ste-
hen. Sicher ist sicher .

* *

Die Bezirksvertretun-
gen stellten in den letzten
Etatberatungen fest, daß
ihre Mittel erstens zu ge-
ring und zweitens auch
noch ungerecht verteilt
sind. Diesem vor allem
von der SPD festgestell-
ten Mangel sollte der Rat
auf Antrag der DKP-
Fraktion abhelfen. Aber
die Ratsfraktionen von
SPD und CDU scheinen
große Angst vor prakti-
zierter Bürgernähe zu
haben. Das berechtigte
Anliegen der Bezirksver-
treter/innen wurde von
ihren eigenen Partei-
freunden im Rat abge-
blockt .

* * *

Der ehemalige Stadt-
kämmerer Ketteler fand
viele Worte, um der CDU
die Nichtwahl von Ernst
Lächelt zum neuen Ober-
stadtdirektor nahezule-
gen. Den Herrn scheint
besonders Löchelts Ver-
gangenheit als Personal-
rat zu stören. Wahr-
scheinlich befürchtet er,
daß mit einem derartig
vorbelasteten Oberstadt-
direktor bestimmte Maß-
nahmen schwieriger
durchzusetzen sind wie
Stellenabbau, Privatisie-
rung und Entlassungen.
Hoffentlich behält er
recht!
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Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Betrifft: Steuerreform
1000 DM Entlastung

für jede Familie
1000 DM soll die Steuerreform jeder Familie an Entla-

stung bringen - so versprechen es CDU ;Stoltenberg, Blüm
und Geißler . 1988 wird eine erste Stufe und 1990 die ganze
Steuerreform geltendes Recht . Die Notizen sprachen dar-
über mit der Sozialexpertin und Ratsfrau Irmgard Bobrzik,
Notizen : Stimmt es, daß

der Durchschnittsverdie-
ner mit der Änderung ab
1990 1000 DM Steuern im
Jahr weniger zahlt?

1. Bobrzik : Ich möchte
mit einem Vergleich ant-
worten, In einem kleinen
Dorf gibt es 200 Einwohner
und auch genau 200 Kühe .
Im Durchschnitt entfällt
auf jeden Einwohner eine
Kuh. Aber: In diesem klei-
nen Beispiel gehören alle
Kühe nur einem : dem
Gutsbesitzer, und die ande-
ren Einwohner arbeiten für
ihn, Ähnlich ist es auch bei

der Steuerreform . Im
Durchschnitt entfallen auf
jeden ungefähr 1000 DM
Entlastung . Nur der Nor-
malverdiener sieht von den
1000 DM sehr viel weniger .
Die tatsächliche Entla-
stung findet bei den Bes-
serverdienenden statt.
Notizen : Die CDU sagt,

es ist doch eigentlich
selbstverständlich, daß je-
mand, der mehr verdient
und mehr Steuern zahlt,
bei der Steuerreform auch
etwas mehr bekommt .

1. Bobrzik : Zum Anfang
der Bundesrepublik gab es

.Stadtkasse um
Millionen erleichtert

Die Steuerreform betrifft nicht nur jeden einzelnen
Steuerzahler und den Bund . Auch das Land und die Städ-
te sind betroffen . So erhalten die Städte 15 Prozent der

. Lohn- und Einkommensteuer, die ihre Bürger an das Fi-
nanzamt zahlen . In Bottrop ist dieser Anteil der Lohn-
steuer inzwischen für die Stadt wichtiger als sämtliche
Unternehmersteuern insgesamt .

Die Steuerentlastung vor
allem für die Besserverdie-
nenden wirkt sich so aus,
daß insgesamt weniger
Steuern hereinkommen, al-
so auch der Anteil der
Kommunen zurückgeht .
Die Finanzexperten im
Rathaus haben versucht,
die Auswirkungen für Bot-
trop zu schätzen. Sie be-
fürchten, daß die Stadtkas-
se bis zu 10 Millionen DM
jedes Jahr an Einnahmen
verliert . Und das bei heute
schon leeren Kassen .
Die Bundesregierung hat

schon neue Gesetze vorbe-
reitet, wie sie die Steuer-
ausfälle wieder ausgleicht.

Quellensteuer, Erhöhung
der Verbrauchssteuer usw .
sollen die fehlenden Gelder
wieder in Stoltenbergs
Kassen bringen . Die Städte
sehen dabei in die Röhre .
Für die meisten Bürger

bedeutet die Steuerreform
damit: doppelt draufzahlen!
Zum einen für die Steuer-
entlastung der Besserver-
dienenden und zum ande-
ren mit einer Verschlechte-
rung der städtischen Ange-
bote und gleichzeitig satten
Gebührenerhöhung in der
Stadt.

Norbert Schäfers,
Tel. 2 88 36

in den Steuergesetzen ei-
nen Grundsatz : Wer wenig
Einkommen hat, soll wenig
Steuern zahlen, und wer
ein hohes Einkommen hat,
der soll auch einen größe-
ren Anteil Steuern zahlen .
Das steht schon lange nicht
mehr im Gesetz. Während
die Lohnsteuerbelastungen
immer weiter gewachsen
sind, ist die Besteuerung
von Unternehmertätigkeit
und aus Vermögen gesun-
ken . Inzwischen gilt der
Grundsatz: Wer viel ver-
dient, kann auch viel von
der Steuer absetzen . Bei
den Arbeitnehmern dage-
gen hat man das immer
weiter eingeschränkt : Diät-
aufwendungen, Zinsen von
Konsumentenkrediten,
Haushaltshilfen bei mehre-

Die
„Reform"
Der folgenden Rech-

nung liegt die Steuer-
klasse 1 zugrunde. Im

Irmgard Bobrzik, Rats-
frau, Mutter von drei (in-
zwischen erwachsenen)
Kindern. Bis zur Schlie-
ßung der Krups-Filiale in
Bottrop war sie dort Be-
triebsrätin . Seit einigen
Jahren ist sie ehrenamt-
lich Versichertenälteste
der LVA Westfalen. Sie
kennt Sozial- und Renten-
fragen bis ins Detail . Bei
der DKP ist sie u . a . im
Präsidium des Parteivor-
stands engagiert .

ren Kindern - alles das ist
heute nicht mehr absetz-
bar .
Notizen : Wird denn das

Steuerrecht und damit der
Lohnsteuerausgleich, wie
von Stoltenberg v'erspro-
chebn,einfacher?

I . Bobrzik: Es wird nur
für diejenigen einfacher,
die bisher wenig Erstat-
tung bekommen . Diejeni-
gen werden nämlich gar
nichts mehr erstattet be-

Die Steuerfreiheit für ge-
meinnützige Wohnungsun-
ternehmen wird abge-
schafft. Für die Mieter dro-
hen neue Mieterhöhungen .
Ein neuer Werbungsko-

stenpauschbetrag für Ar-
beitnehmer wird einge-
führt, und gleichzeitig wird
der bisherige Arbeitneh-
merfreibetrag und Weih-
nachtsfreibetrag abge-
schafft. Das bedeutet, Wer-
bungskosten bringen in Zu-
kunft deutlich weniger
Steuererstattung .

Die Steuerfreiheit für
Zuschläge wegen Nacht-
und Sonntagsarbeit wird
abgeschafft . Oberhalb ei-
ner bestimmten Grenze,
die noch nicht bekannt ist,

Bundesfinanzminister Stoltenberg
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kommen. Alle anderen Ar-
beitnehmer bleiben im
Steuerdschungel, und der
wird sogar noch kompli-
zierter. Ein Beispiel nur :
Für Montagearbeit ist seit
Anfang 1987 eine Neurege-
lung in Kraft, die nicht nur
u. U . weniger Steuererstat-
tung, sondern vor allem
mehr Aufwand beim Aus-
füllen und dem Sammeln
von Belegen erfordert . Ein
Abbau der Steuerbürokra-
tie ist nicht zu erkennen,

Wer z h1t die fedre?
Übersicht über wichtigste Steueränderungen

Insgesamt 42 Punkte hat die Liste der Steueränderun-
gen, die Minister Stoltenberg mit Vertretern von CDU/
CSU und FDP erarbeitet hat. Über 20 Milliarden DM will
die Bundesregierung von den Arbeitern und Angestellten
mehr einnehmen, um die Steuerreform für die Besserver-
dienenden zu bezahlen.

werden diese Zuschläge
voll besteuert, Diese Neu-
regelung trifft alle Kolle-
gen, die im Betrieb, in
Krankenhäusern, bei der
Bahn usw. auch nachts und
an Feiertagen ihre Lei-
stung bringen .
Der Essensfreibetrag von

1,50 DM wird abgeschafft .
Belegschaftsrabatte, ob für
Jahreswagen oder Kaufra-
batte im Warenhaus, wer-
den auf 2400 DM begrenzt .
Die staatliche Förderung
der Vermögensbildung, be-
kannt als 624-DM-Gesetz,
wird ganz gestrichen . Der
bisherige Pauschbetrag für
Sonderausgaben fällt er-
satzlos weg .
Hermann Bode, Tel . 2 18 54

Einkommen sind kei-
ne steuerfreien Zu-
schläge enthalten.

Monats-
ein-
kommen

Entlastung
1990
(monatlich)

2000 39
2400 51
2800 76
3200 102
5000 347
5500 419
6000 488
10 000 827
20000 1121
50000 2022





Bürgerpersammlung!
1. September 1987: Der Verkehrsausschuß des Rates

der Stadt Bottrop nimmt die Ausführungen zum Ver-
kehrskonzept „Vonderort" zur Kenntnis und befür-
wortet den Bau der Verlängerung der Armelerstraße.

Doch nicht der gesamte
Verkehrsausschuß
stimmt diesem Vorschlag
zu : Der Verkehrsaus-
schußvorsitzende, DKP-
Ratsherr Franz Meichs-
ner stimmt als einziger
gegen diesen Vorschlag .
Statt dessen fordert er ei-
ne Bürgerversammlung
und ein Verkehrskonzept
für ganz Vonderort. Der
Verkehrsausschuß, ein-
schließlich der Vonderor-
ter Ratsherren, lehnte
diesen Vorschlag ab. Es
ist daher schon erstaun-
lich, daß

	

alles um-

Kindern und Jugendli-
chen soll hier das Zusam-
m8nleben mit Pflanzen,
Tieren und Menschen er-
möglicht werden, „ein ge-
meinsamer Lebensraum
entsteht" . In der Arche
können vier Jugendliche
über das Programm „Ar-
beiten und Lernen" den

schwenkt, um jetzt auch
eine Bürgerversammlung
und ein neues Verkehrs-
konzept zu fordern . Den
Vonderorter Bürgerinnen
und Bürgern kann dieses
„Kehrt marsch" aber
recht sein. Die DKP Von-
derort unterstützt diese
Forderungen durch einen
eigenständigen Bürger-
antrag. Schließlich hatten
die betroffenen Bürgerin-
nen und Bürger bisher
keine Gelegenheit, ihre
Meinung zu äußern . Eine
ausführliche Diskussion
mit den Betroffenen ist

Arche - Lebensraum für Mensch
In der Grünewaldstraße hat die „Arche Noah" ihre

Tore geöffnet. Die Arche ist ein Projekt des Gemeinde-
dienstes für Diakonie in Bottrop mit finanzieller Un-
terstützung u . a. des KVR und des Landwirtschaftsmi-
nisteriums von NRW .

Hauptschulabschluß er-
werben. Gleichzeitig ha-
ben zwei Garten- und
Landschaftsbauer und
ein Schreiner für zwei
Jahre einen Arbeitsplatz
bekommen, die Kosten
übernimmt das Arbeits-
amt .
Im Moment sind die

aber unbedingt erforder-
lich, um bei dem Thema
„Verkehrskonzept Von-
derort" den Interessen
möglichst aller Vonderor-
ter/innen gerecht zu wer-
den. Dabei müssen die
gleichberechtigten Anlie-
gen der Anwohner/innen
der Armelerstraße, vom
Freitagshof, von der Von-
derbergstraße, von der
Straße In der Schanze
wie auch vom Quellen-
busch zur Sprache kom-
men. Die Verwaltung ist
aufgefordert, hierzu alter-
native Konzepte zu erar-
beiten und den Bürgerin-
nen und Bürgern vorzu-
stellen .

Herbert Schröer,
Tel. 2 54 0

Auf Einladung der DKP weilte der sowjetische Wirtschaftsfachmann Prof. Dr. Bu-
nitsch im Oktober in Bottrop . Auf einer Veranstaltung der Kommunisten berichte-
te er vor allem über die wirtschaftliche Seite der Umgestaltung (Perestroika) in der
Sowjetunion .
Unser Bild zeigt Prof. Bunitsch (3 . v . 1 .) bei der Kranzniederlegung an der Gedenk-
tafel zu Ehren der Opfer des Faschismus am Rathaus .

Das Schöne und das Nützliche
und Tier
Mitarbeiter/innen dabei,
die Fläche für die künfti-
ge Bebauung vorzuberei-
ten. Bald schon werden
Bottroper Kinder einen
abwechslungsreichen
Pflanzenbewuchs, Klein-
tiere, Schafe und Ponys
und einen wetterfesten
Bauwagen vorfinden . Ei-
ne bemerkens- und lo-
benswerte Initiative der
Evangelischen Kirche!

Jürgen Schäfers,
Tel. 4 40 40

Zusammen mit den Bürgern fordert die DKP ein Ver-
kehrskonzept für ganz Vonderort .

DKP-Bürgerberatung
Dienstags, 17 bis 19 Uhr, DKP-Zentrum
Horster Straße 88, Telefon 6881 57

Thema der Blitzumfrage sind die Maßnahmen, die
Bundesarbeitsminister Blüm zur Kostendämpfung im
Gesundheitswesen vorschlägt . Wir fragten : „Was hal-
ten Sie von den bisherigen Vorschlägen zur Kosten-
dämpfung im Gesundheitswesen?"

Dr. Erkrath (Leiter des
Gesundheitsamtes): Alle
müssen an der Kosten-
dämpfung beteiligt wer-
den: die Patienten, die
Ärzte und die Pharmain-
dustrie. Bei uns sind zur
Zeit ca. 60 000 fertige Arz-
neimittel auf dem Markt,
wir bräuchten aber nur
wenige hundert. Wenn es
bei den bisherigen Vor-
schlägen bleibt, die nur
auf Kosten der Patienten
gehen, ist das keine ange-
messene Entscheidung .
Herr Louven (VdK Bot-

trop): Besonders aus der
Sicht der Behinderten
halten wir diese Vorschlä-
ge für unsozial und fami-
lienfeindlich . Beispiel: Ei-
ne Familie mit Kindern
hat bis zum 29. 12. keinen
Arzt aufgesucht. Nun er-
krankt ein Kind . Was soll
gemacht werden, um das
Geld, das in Aussicht ge-
stellt wurde, doch noch zu
bekommen?
Andrea Multmeier

(DPWV) Bottrop) : Selbst-
hilfegruppen, bei denen
sich die Leute ihre
Krankheit von der Seele
reden können, und der
Breitensport

	

müssen

Blitz-

umfrage

mehr gefördert werden .
So könnten viele Erkran-
kungen billiger nachge-
sorgt oder vermieden
werden .

Dr. Lukaschek (prakt .
Arzt) : Die Vorschläge
muß man ablehnen. Das
eine sind die Selbstbeteia
ligungsmaßnahmen, das
andere, daß Krankenver-
sicherungsbeiträge er-
stattet werden, wenn man
nicht zum Arzt geht. Die
Folge wird sein, daß man-
che Krankheiten zu spät
erkannt werden. Der Ge-
danke der Früherken-
nung und Vorsorge ist da-
mit hinfällig .
Sozialdezernent

Rauschning: Wenn Ster-
begelder bei den Versi-
cherungen

	

gestrichen
werden, heißt das nicht
automatisch, daß wir als
Sozialamt einspringen
müssen. Es wird aber un-
ter Umständen nicht ganz
auszuschließen sein, daß
aus einer, wie auch im-
mer geplanten Kranken-
versicherungsreform in
sehr eingeschränktem
Maße Kosten auf das So-
zialamt zukommen kön-
nen .
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Verkehrskonzept für Vonderort gefordert
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Stadtrat diskutiert umober Kohle
Interessierte Zuschauer und Ratlosigkeit bei der SPD

Frauen aus der „Bergbaufraueninitiative" waren unter
den Bürgerinnen und Bürgern, die in der letzten Ratssit-
zung sich anhörten, was die Parteien zu der Krise bei der
Kohle zu sagen hatten. Viele Zuhörer/innen waren sehr
erstaunt über die Argumente und Forderungen, die sie da
zu hören bekamen .
Die CDU-Vertreter wol-

len weiterhin den Ausbau
der Kernenergie, obwohl
völlig klar ist, daß es nur
heißen kann: Kohle statt
Kernenergie. Für beide ist
nicht genügend Bedarf. Die
Bürger und die Industrie
sparen Strom, und das ist
gut so. Wo wir hier in der
Bundesrepublik aber auf
der Kohle praktisch sitzen,
ist es doch unsinnig, auf
Kernenergie zu setzen, zu-
mal die bekanntlich große
Risiken in sich birgt .

Die CDU und der Barschel-Skandal

Wieviel Leichen noch im Keller?
Der Barschel-Skandal zieht immer weitere Kreise :
• Ein Staatssekretär, der über weitere Bespitzelungs-

aktionen gegen den SPD-Politiker Engholni aussagen
sollte, starb den Herztod .
•

	

Ein Düsseldorfer Detektiv, der Engholm schon im
vergangenen Jahr ausgespäht hatte, beging Selbstmord .

Aber wieviel „Leichen"
liegen noch im Keller? Die
rüden Praktiken, mit de-
nen der machtgierige Bar-
schel seinen sozialdemo-
kratischen Konkurrenten
fertigmachen wollte, schla-
gen nun wie ein Bumerang
auf die CDU und ihre Spit-
ze zurück . Die Wähler lau-
fen ihnen reihenweise weg .
Wären morgen die fälligen
Neuwahlen in Schleswig-
Holstein, dann sackte sie
nach jüngsten Meinungs-
umfragen auf 32 (!) Prozent
ab. Die SPD könnte mit der
absoluten Mehrheit rech-
nen .

Die SPD-Vertreter schau-
kelten mal wieder hin und
her, weil sie sich nicht rich-
tig entscheiden konnten,
auf welche Seite sie sich
nun schlagen sollten, auf
die Seite der Bergleute
oder auf die Seite ihres
Oberbürgermeisters Wil-
czok, der im RWE-Beirat
sitzt und dort Propaganda
für die Kernenergie macht .
Für die DKP machten

Siggi Rutz und andere
deutlich, daß es bei der Michael Gerber
Frage Kohle oder Kern-

	

Tel. : 96227

Beim Informationsstand der Bottroper Bergbaufraueninitiative stießen die aktiven
Frauen auf großes Interesse bei den Bottroper Bürgern . Bei ihren bisherigen Aktionen
konnten sie schon über 1000 Unterschriften gegen die Arbeitsplatzvernichtung im Berg-
bau sammeln.

energie eigentlich nur um
eins geht, nämlich um Pro-
fit. Solange die Energie-
konzerne in der Kernener-
gie mehr Profite verwirkli-
chen können, werden sie
das machen . Da helfen kei-
ne Appelle . Also muß man
die Energiekonzerne in ge-
sellschaftliches Eigentum
überführen, damit sie ih-
ren Verpflichtungen für
den Erhalt der Arbeitsplät-
ze in der Kohle nachkom-
men . So einfach ist das .
Aber das Einfache ist
schwer zu machen. Nur,
die DKP will es wenigstens
machen. Die anderen knei-
fen schon vorher. Und so
wird sich gar nichts än-
dern .

Abschotten. Vertuschen .
Das ist jetzt die Parole des
schwer angeschlagenen
Stoltenberg . Und das wird
mit so knallharten Banda-
gen praktiziert, daß Graf
Kerssenbrock, der bisheri-
ge Obmann im Kieler Bar-
schel/Pfeiffer-Ausschuß,
sein Amt niederlegte . Trotz
aller Versuche sei es nicht
gelungen, entlastendes Ma-
terial für Barschel zu fin-
den, erklärte der Graf . Als
er sich trotzdem für eine
„lückenlose Aufklärung"
aussprach, war er für seine
Parteifreunde im Ausschuß
nicht mehr tragbar .
Lückenlose Aufklärung

ist tatsächlich nötig . Dar-
auf hat die Öffentlichkeit
einen Anspruch, denn bis
jetzt ist in der Barschel-Af-
färe erst die Spitze eines
Eisberges sichtbar gewor-
den .
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Exoberstadtdirektor Schürmann, Oberstadtdirektor äLächelt und Stadtdirektor Wallmann im Ratssaal .
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Ab nach Sibirien . . .
Warum eigentlich nicht?

1988 sind im Mai und Juli zwei
große Rundreisen geplant.

Im März und Oktober
Bus/Flugreisen nach Moskau und
Leningrad, Erholungsurlaub in
Sotschi und Jalta, ferner Reisen

nach Kuba, Mexiko, Bulgarien etc .

Fordern Sie Informationsmaterial an!
Telefon 02041/23441

Neulich im Rathaus
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Anwohner der Brömerstraße und In den Weywiesen mit Tempo 30 nicht zufrieden

LKW-Verkehr für Anwohner unerträglich!
Mahlen sie oder mahlen sie nicht - die Mühlen der Ver-

waltung? Die Rede ist hier von der Lösung der Probleme,
die durch den (Last-)Verkehr zum Gewerbegebiet „In den
Weywiesen" entstehen . Bereits vor drei Jahren wiesen die
Anwohner der Straßen „In den Weywiesen" und Brömer-
straße die Stadtverwaltung in einem Schreiben auf diese
Probleme und Gefahren hin .

Da ist zum einen die
Lärmbelästigung, die
durch den ab fünf Uhr mor-
gens einsetzenden PKW-
und LKW-Verkehr verur-
sacht wird. Zum anderen
ist es in den genannten
Straßen bereits zu „Beina-
heunfällen" gekommen .
Befinden sich dort doch die
Liebfrauenschule und ver-
schiedene Sportstätten .
Deshalb wird der Vor-

schlag der betroffenen Bür-

ger, das Gewerbegebiet „In
den Weywiesen" direkt an
die Kirchhellener Straße (L
631) anzubinden, auch von
der Lehrerschaft der Schu-
le und der Leitung des
Sportvereins unterstützt.
Originalton der Bürger :
„Maßnahmen sollten nicht
erst nach einem schweren
Verkehrsunfall ergriffen
werden ."
Nach nunmehr drei Jah-

ren (!), mehreren Mahnun-

Mehr Geld für weniger Parkraum
Nach den Parkplätzen an

der Peterstraße und am
Gleiwitzer Platz sollen nun
auch die am Berliner Platz
und hinter dem Hallenbad
mit Parkautomaten ausge-
stattet werden . Damit wird
der kostenfreie Parkraum
in der Innenstadt weiter
beschnitten . Lakonische
Begründung der Verwal-
tung: Man rechnet mit
240000 DM im Jahr an Ge-
bühren, die die Stadtkasse
gut vertragen könne (die
Gelder für die „Knöllchen"
nicht gerechnet) .
Aber es ist noch eine wei-

tere Verschärfung der
Parkplatznot zu erwarten .
Der Platz vor dem katholi-
schen Stadthaus, wo ge-
bührenfrei geparkt wird,
soll erheblich beschnitten
werden. Die Hauptpost will
für die Zeit ihrer Renovie-

„Da machen die Kir-
chen, evangelische und
katholische, Wohlfahrts-
verbände und städtische
Einrichtungen zusätzliche
Stellen, um diese mit ABM
(Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen) zu besetzen . Mit
dem Deckmäntelchen :,Wir
tun ja was gegen die Ar-
beitslosigkeit .' Aber das ist
eine Verdummdeuwelung!
Man hat für ein oder zwei
Jahre wieder Arbeit und
kann seinen Lebensstan-
dard ein wenig aufbessern,
aber nach der Maßnahme
geht das Klinkenputzen
wieder los. Und daß kein
Geld da ist, ist nur eine
Ausrede!

rung dort ein Übergangsge-
bäude errichten . Dadurch
wird ca . die Hälfte der Flä-
che als Parkraum wegfal-

Darum meine Bitte an
die Arbeitsämter : Sie soll-
ten bei der ABM-Vergabe
darauf achten, daß auch
Leute fest angestellt wer-
den. Sollte das nicht der
Fall sein, so dürften diesen
Einrichtungen die ABM
für einige Jahre entzogen
werden. Geld ist genug da,
es muß nur richtig verteilt
werden. Und zwar Ende
mit der wahnsinnigen Rü-
stung und dem wahnsinni-
gen Bau von Kernreakto-
ren, die doch nur zur Ver-
nichtung der Menschheit
führen!"

Heinz-Walter Schlömp
Bellenbrockstraße 19

4250 Bottrop

gen der Bürger und dem
Aufgreifen ihres Vor-
schlags durch die DKP sah
sich die Stadtverwaltung
gezwungen, „Tempo 30"-
Schilder aufzustellen . „Als
ob damit der Gewerbever-
kehr aus unseren Wohn-
straßen herausgenommen
würde!" bemerkt dazu ein
besorgter Anwohner und
umschreibt damit die nach
wie vor geltende Forde-
rung: Der Verkehr muß
durch eine direkte Anbin-
dung des Gewerbegebidtes
„In den Weywiesen" an die
Kirchhellener Straße in
dem Wohngebiet verrin-
gert werden!

Berti Salewsky,
Tel. 91563

len. Neue Probleme also
für alle, die in der Innen-
stadt einkaufen, arbeiten
und wohnen,
Gertrud Odrozek, 684055

Notizen aus Bottrop und Kirchhellen

Hier am Bahnhof Bottrop Nord sollte eine Verkehrsan-
bindung direkt von der Kirchhellener Straße zum Gewer-
begebiet „Weywiesen" erfolgen .

Geld gegen Krise?
Die Landesregierung hat

ein neues Projekt gestar-
tet: die „Zukunftsinitiative
Montanregionen" (ZIM) .
180 Millionen DM sollen
auf diese Weise den Städ-
ten zur Verfügung gestellt
werden, die durch die
Stahl- und Kohlekrise be-
sonders getroffen sind .
ZIM soll jenen Städten er-
möglichen, durch vielfälti-
ge Maßnahmen auch im
Bereich neuer Technolo-
gien Arbeitsplätze zu erhal-
ten und neue zu schaffen .
Noch ist nicht sicher, ob
Bottrop an ZIM überhaupt
beteiligt wird . Die Verwal-
tung hat allerdings Vor-

schläge bei der Landesre-
gierung eingereicht, die sie
gern finanziert bekommen
möchte. Dazu zählt unter
anderem: der Ausbau der A
31 und der B 224, der Aus-
bau des Gewerbegebietes
Boytal und dessen „Durch-
grünung". Die DKP-Vor-
schläge wurden nicht be-
rücksichtigt. Sie sahen z . B .
vor: Einrichtung eines neu-
en „Starterhofes" im alten
Straßenbahndepot, Maß-
nahmen zur Wohnumfeld-
verbesserung, eine Ener-
gieberatungsstelle, Ausbau
der Nahwärmeversorgung
und eine Untertagedeponie
auf Prosper/Haniel .

Nächste Notizen 16 . 1 . 88


	page 1
	page 2
	page 3
	page 4
	page 5
	page 6
	page 7
	page 8

